Jochen Scholz                                                                           Berlin, 24. März 2003

Rede anlässlich der Montagsdemonstration, Platz des 18. März

Liebe Friedensfreunde,

an der Wiege hat man mir wahrlich nicht gesungen, dass ich einmal hinter einem Mikrofon der Friedensbewegung stehen würde.

Ich war Jahrzehnte ein überzeugter Verteidiger des Grundgesetzes. Das bin ich auch heute noch, wenn auch nicht mehr in Uniform.

Und deswegen werde ich nicht tatenlos zuschauen, wie unsere Verfassung uminterpretiert und mit Füßen getreten wird, wenn und weil es gerade politisch opportun erscheint.

Liebe Friedensfreunde, auch wenn ich damit nicht jedermanns Nerv treffe, so sage ich doch: das Recht ist der Kitt, der Gesellschaft, Staat und die internationale Staatenwelt im Innersten zusammen hält. Wir müssen es daher mit Zähnen und Klauen verteidigen. Ohne das Recht fallen wir in die Barbarei zurück.

 Auch heute abend sehe ich wieder das seit Wochen vertraute Bild: Protest und  Wut über die Regierung Bush bis in die Reihen der Anhänger der Bundesregierung. Ja, natürlich, die amerikanische Regierung ist die Verursacherin dieses Krieges. Aber ich frage Sie: Sehen wir vielleicht nur den Splitter im Auge des Anderen, nicht aber den Balken in unserem Auge? Muss nicht unsere primäre Protestadresse die eigene Regierung sein? . Auf die wir Einfluss haben? Ist die Friedensbewegung wirklich ihrem Anspruch gerecht geworden? Hat die Friedensbewegung ausreichend deutlich gemacht, dass unsere Regierung seit Monaten die Politik über das Recht stellt? Und damit einen fundamentalen Verfassungsgrundsatz ignoriert? Aus welchen Gründen auch immer?

Ich glaube nicht. Deswegen ging es mir an manchen Tagen so, wie dem Maler Max Liebermann, der drüben, auf der anderen Seite des Brandenburger Tores 1933 beim Fackelzug der braunen Horden „gar nicht so viel essen konnte, wie er kotzen wollte“.

Dass die Hunderttausenden, die unseren Aufrufen seit Wochen gefolgt sind, dies überwiegend in der Gewissheit taten, das angeblich konsequente Nein der Bundesregierung zu unterstützen, hat die Friedensbewegung mit zu verantworten. Warum?

Weil die Friedensbewegung aus bündnistaktischen Gründen zugelassen hat, dass sie von der Bundesregierung vereinnahmt werden konnte. Weil sie es mit wenigen Ausnahmen versäumt hat, bei ihren Aktionen an prominenter Stelle auf folgendes hinzuweisen:

· Dass die Bundesregierung zwar in den internationalen Gremien und öffentlich Nein zum Irakkrieg gesagt und jede direkte oder indirekte Beteiligung abgelehnt hat

· Dass dieselbe Bundesregierung aber gleichzeitig seit Sommer 2002 stillschweigend den Truppenaufmarsch der USA zugelassen hat.

· Von deutschem Boden aus.

· Vom Rhein-Main Flughafen aus.

· Von der europäischen US-Logistikzentrale Ramstein aus, wo 40 000 Soldaten Dienst tun

· Dass diese Bundesregierung im November 2002 beim NATO-Gipfel in Prag den USA volle Bewegungsfreiheit hierfür zugesagt hat, ohne dies an völker- und verfassungsrechtliche Bedingungen zu knüpfen

· Dass die Bundesregierung dies mit „Bündnisverpflichtungen“ bis zum heutigen Tag begründet und zulässt.

Liebe Friedensfreunde, bereits der Aufbau der sog. „Drohkulisse“ war ein Verstoß gegen die Charta der VN, die mit Art. 2 Abs. 4 die Androhung von Gewalt verbietet. Das Recht hierzu hat nur der Sicherheitsrat, nicht aber ein einzelner Staat.

Der nationale Alleingang der USA und Großbritanniens jetzt ist ein Verbrechen gegen das Völkerrecht. So sehen das 90 Prozent der Völkerrechtler außerhalb der USA. Die Bundesregierung drückt sich um diese Bewertung herum. Obwohl sie von jedermann, ohne jede juristische Vorbildung, anhand der Charta der VN nachvollzogen werden kann. Die einzige Bedingung: man muss lesen können. Warum verhält sich die Bundesregierung so?

Weil sie weiß, dass es für Völkerrechtsverbrechen eines Partners keine Bündnisverpflichtungen geben kann, nicht geben darf, aber trotzdem Kriegsunterstützung gewährt. Sie kennt den Artikel 25 des Grundgesetzes. Zitat:

„Die allgemeinen Regeln des Völkerrechtes sind Bestandteil des Bundesrechtes. Sie gehen den Gesetzen vor und erzeugen Rechte und Pflichten unmittelbar für die Bewohner des Bundesgebietes.“

Sie kennt auch den Nordatlantikvertrag von 1949 (NATO-Vertrag) und seine Artikel 1 und 7. Zitat:

Unter dem Rubrum „Verpflichtung zur friedlichen Streitbeilegung“ steht in Art. 1 zu lesen: „Die Parteien verpflichten sich, in Übereinstimmung mit der Satzung der Vereinten Nationen jeden internationalen Streitfall, an dem sie beteiligt sind, auf friedlichem Wege so zu regeln, dass der internationale Friede, die Sicherheit und die Gerechtigkeit nicht gefährdet werden, und sich in ihren internationalen Beziehungen jeder Gewaltandrohung zu enthalten, die mit den Zielen der Vereinten Nationen nicht vereinbar ist.“ Aus dem NATO-Vertrag kann also keine Verpflichtung abgeleitet werden, Bush und Blair bei ihrem Völkerrechtsverbrechen zu assistieren. Ganz im Gegenteil, wie sich aus Artikel 7, „Verpflichtung aus der UN-Charta“ ergibt:

„Dieser Vertrag berührt weder die Rechte und Pflichten, welche sich für die Parteien, die Mitglieder der Vereinten Nationen sind, aus deren Satzung ergeben, oder die in erster Linie bestehende Verantwortlichkeit des Sicherheitsrates für die Erhaltung des internationalen Friedens und der internationalen Sicherheit, noch kann er in solcher Weise ausgelegt werden.“

Liebe Friedensfreunde, damit bist völlig klar: jeder Rückgriff auf Bündnisverpflichtungen ist hinfällig. Wider besseres Wissen behauptet die Bundesregierung das Gegenteil und macht sich so zum Komplizen von Völkerrechtsverbrechern. Und sie bricht die Verfassung, die den Angriffskrieg in Artikel 26 unter Strafe stellt.

Während die Bundesregierung gleichwohl mantrahaft ihr Nein zum Krieg wiederholt, während der Bundeskanzler- zu recht – die Tausenden unschuldiger Opfer beklagt, ist jetzt, in diesem Augenblick, das Fenster unseres Hauses weit geöffnet. Und aus diesem Fenster versorgt der Aggressor über unsere Köpfe hinweg seine Divisionen mit einem Großteil des täglichen Nachschubs, 1500 Tonnen pro Division. Mit den „Galaxies“ des 86. Lufttransportgeschwaders der USA von Ramstein aus.

Ist das, liebe Friedensfreunde, der Friede, der nach dem 2+4-Vertrag von deutschem Boden ausgehen soll?

Der völkerrechtswidrig angegriffene Irak hat nach Artikel 51 der Charta der VN das Recht, sich zu verteidigen. Er könnte Ramstein angreifen. Dazu fehlen ihm zwar die Waffen; aber wir sehen, in welche Situation uns diese Bundesregierung gebracht hat, deren Mitglieder doch geschworen haben, Schaden vom deutschen Volk abzuwenden. Das Gegenteil haben sie getan!

Deswegen ist unsere Forderung, ohne Wenn und Aber: Schluss mit jeglicher Beteiligung an diesem Krieg

· Sperrung des deutschen Luftraumes 

· Rückzug der deutschen AWACS-Besatzungen

· Rückzug der ABC-Abwehreinheiten aus Kuwait

· Rückführung der Patriot-Luftabwehrsysteme

· Keine Bewachung von US-Einrichtungen durch Soldaten der Bundeswehr.

Wir fordern die Bundesregierung auf, ihren Worten endlich Taten folgen zu lassen.

Wir werden der Verluderung der politischen Sitten in unserem Land nicht länger 

zusehen. Politisches Handeln darf hierzulande nur im Rahmen von Recht und 

Gesetz stattfinden. Dazu verpflichtet Artikel 20 Abs. 3 des Grundgesetzes alle drei Gewalten, den Gesetzgeber, die Exekutive und die Rechtsprechung. Mit ihrem Verhalten in der Irakfrage steht die Bundesregierung außerhalb dieser Verfassungsnorm. Deswegen hängt der Hammer des Paragraphen 80 StGB über der Bundesregierung. Er sieht lebenslange Freiheitsstrafe für die Vorbereitung eines Angriffskrieges vor, und damit natürlich auch für die Unterstützung und Führung. Auch wenn letzteres dort nicht ausdrücklich steht. Jedenfalls ergibt sich das zwingend für alle, die nicht völlig den Verstand verloren haben.

Liebe Friedensfreunde, der Paragraph 80 ist nicht schon deswegen stumpf geworden, weil ein weisungsgebundener (Justizminister) politischer Beamter, der Generalbundesanwalt, seine Pflicht nicht getan, sondern sich politisch prostituiert hat.

Er gehört offensichtlich zu der Kategorie von Regierungsjuristen, die nach dem Motto handeln: Politik, sage mir, was Du tun willst, ich liefere Dir die juristische Begründung. Und, liebe Friedensfreunde, die selbst vor dem Zitieren eines führenden Völkerrechtskommentars nicht zurückschrecken, in dem das Gegenteil von dem steht, was als Untermauerung der eigenen Rechtsauffassung behauptet wird. (Randelzhofer in Simma, <Herausgeber>, Charta der VN, Artikel 51, Rn 28)

Vor diesem Hintergrund stellen sich mir Fragen, auf die der frühere Bundespräsident Roman Herzog im einschlägigen Kommentar zum Grundgesetz von 1980 eingegangen ist. Fragen, die sich auf das Widerstandsrecht nach Artikel 20 Absatz 4 des Grundgesetzes beziehen. Es ist eine Schande für dieses Land, dass man solche Überlegungen überhaupt anstellen muss! Wo doch die Mütter und Väter des Grundgesetzes glaubten, sie hätten die Erfahrungen unserer jüngeren Geschichte in vermeintlich unverrückbare Artikel der Verfassung einzementiert! Heute würden sie sich im Grabe umdrehen, könnten sie mit ansehen, wie das Grundgesetz seit dem Sündenfall von 1998/1999 vergewaltigt wird!

Liebe Friedensfreunde, ich appelliere in diesem Zusammenhang besonders an die Gewerkschaften. Denken Sie über Formen und Ziele der Ihnen zur Verfügung stehenden Kampfinstrumente neu nach! Besondere Zeiten erfordern auch besondere Maßnahmen.

Mir scheint, wir nähern uns einem Punkt, an dem offensichtlich wird, dass das Rezept des Philosophen Karl Popper zur Begrenzung des Machtmissbrauchs nicht mehr funktioniert. Obwohl wir das bis vor kurzer Zeit glauben durften. Hier ist seine Regel:

„Die alte Frage: wer soll herrschen, welche die Antwort herausfordert: der Beste natürlich, muss ersetzt werden durch die Frage: Wie können wir unsere staatlichen Institutionen so einrichten, dass selbst schlechte und inkompetente Regierungen (Und, liebe Friedensfreunde, ich ergänze: und Parlamente), mit denen wir erfahrungsgemäß immer rechnen müssen, vorsorglich daran gehindert werden, einen allzu großen Schaden anzurichten?“

Ich danke für Ihre Geduld und Aufmerksamkeit.           

